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Das österreichische Zivil- und Handelsrecht folgt 
weitgehend deutschen Grundsätzen. Grundlage 
des österreichischen Vertragsrechts sind das All-
gemeine Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) und das - 
dem deutschen HGB im wesentlichen wortgleiche - 
Handelsgesetzbuch (HGB). Das Konsumenten-
schutzgesetz (KSchG) trifft Regelungen über Ver-
träge zwischen Unternehmen und Verbrauchern.  

Vertragsbeziehungen  
  
Auch in Österreich gilt grundsätzlich das Prinzip 
der Vertragsfreiheit. Es sind bestimmte Vertragsar-
ten gesetzlich geregelt; die Vertragsparteien kön-
nen unabhängig davon beliebige Arten von Verträ-
gen abschließen, sofern sie nicht gegen ein gesetz-
liches Verbot oder die "guten Sitten" verstoßen. 
Beschränkungen der Vertragsfreiheit bezwecken 
meist den Schutz sozial Schwacher und sind vor 
allem im Arbeitsrecht oder im Mietrecht anzutref-
fen.  

Abschluß von Verträgen  

Der Abschluß von Verträgen erfolgt nach den glei-
chen Prinzipien wie im deutschen Recht.  

Ein Kaufmann, dessen Gewerbebetrieb die Besor-
gung von Geschäften für andere mit sich bringt, 
muß auf Anträge von Personen, mit denen er in 
Geschäftsbeziehung steht, unverzüglich antwor-
ten, sein Schweigen gilt sonst als Zustimmung.  

Schweigen auf ein kaufmännisches Bestätigungs-
schreiben gilt nach österreichischem Recht - an-
ders als in Deutschland - grundsätzlich nicht als 
Zustimmung.  

Ein Vertrag kann im allgemeinen formfrei geschlos-
sen werden, es bedürfen auch in Österreich be-
stimmte Verträge der Schriftform (Bürgschaft von 
Nichtkaufleuten, Schenkung ohne Übergabe) oder 
der notariellen Form (Grundstückskauf, Unterneh-

menskauf), doch können Angebot und Annahme in 
getrennten Urkunden enthalten sein.  

Bei Haustürgeschäften steht dem Verbraucher ein 
besonderes Rücktrittsrecht innerhalb einer Woche 
ab Erhalt der vom Unternehmer auszufolgenden 
Vertragsurkunde zu.  

Allgemeine Geschäftsbedingungen  

Die Geltung Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
muß vertraglich vereinbart sein; dies kann aus-
drücklich oder stillschweigend geschehen. Allge-
meine Geschäftsbedingungen werden jedenfalls 
nicht Vertragsinhalt, wenn sie nach Vertrag-
sabschluß z.B. durch Fakturavermerk oder auf Lie-
ferscheinen dem Vertragspartner einseitig ange-
sonnen werden.  

Bestimmungen ungewöhnlichen Inhalts in Allge-
meinen Geschäftsbedingungen werden nicht Ver-
tragsbestandteil, wenn sie dem anderen Teil 
nachteilig sind und er mit ihnen nach den Umstän-
den - vor allem nach dem äußeren Erscheinungs-
bild der Urkunde - nicht zu rechnen brauchte und 
nicht besonders darauf hingewiesen wurde.  

In Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthaltene 
Klauseln, welche die Position des Vertragspartners 
unbillig verschlechtern und so zu einem groben 
Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegenleis-
tung führen, sind nichtig.  

Erfüllung von Verträgen  

Sofern nicht Vereinbarungen über den Erfüllungs-
ort getroffen wurden oder der Erfüllungsort sich 
aus der Natur oder dem Zweck des Geschäfts er-
gibt, sind Verträge an dem Ort zu erfüllen, wo der 
Schuldner zur Zeit des Vertragsabschlusses seinen 
Wohnsitz bzw. seinen Geschäftssitz hat. Geld-
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schulden hat der Schuldner allerdings auf seine 
Gefahr und Kosten dem Gläubiger zu übersenden.  

Wenn ein Vertrag von einer Partei nicht zur gehö-
rigen Zeit, am gehörigen Ort oder auf die bedun-
gene Weise erfüllt wird, kann der andere entweder 
Erfüllung und Schadenersatz wegen der Verspä-
tung begehren oder vom Vertrag zurücktreten und 
Schadenersatz wegen Nichterfüllung begehren. 
Schadenersatzbegehren setzen allerdings vorsätzli-
che oder fahrlässige Verursachung des Schadens 
durch den Schädiger voraus. Hat ein Verkäufer 
dem Käufer die Ware übergeben und den Kaufpreis 
gestundet, so steht ihm ein Rücktrittsrecht aller-
dings nur zu, wenn Eigentumsvorbehalt vereinbart 
wurde.  

Bei Geldforderungen hat der Gläubiger entweder 
Anspruch auf Verzugszinsen in der gesetzlichen 
Höhe (4% für Nichtkaufleute, 5% unter Kaufleu-
ten) oder auf Zinsen in vertraglich vereinbarter Hö-
he.  

Vertragsverletzungen  
  
Die Rechtsfolgen einer mangelhaften Vertragserfül-
lung entsprechen weitgehend deutschem Recht. 
Die Empfängerpartei kann an Gewährleistungsrech-
ten Wandlung, Minderung, Nachbesserung oder 
Nachlieferung begehren.  

Unter Kaufleuten muß die gelieferte Ware unver-
züglich untersucht werden und müssen - bei sons-
tigem Verlust der Gewährleistungsansprüche - 
Mängel unverzüglich gerügt werden.  

Eigentumsvorbehalt  

Auch in Österreich ist die Vereinbarung von Eigen-
tumsvorbehalt zur Sicherung der Kaufpreisforde-
rung gebräuchlich. Eine Vereinbarung von Eigen-
tumsvorbehalt ist jedenfalls zu empfehlen, um dem 
Verkäufer bei Zahlungsverzug des Käufers die 
Möglichkeit eines Rücktrittes vom Vertrag - ver-
bunden mit einer Rückforderung des Kaufgegens-
tandes - einzuräumen.  

In Österreich kann Eigentumsvorbehalt nur zur Si-
cherung des Kaufpreises des konkreten Vertrages 
vereinbart werden. Anders als in Deutschland ist 
eine Erstreckung der Klausel auf sonstige, unab-
hängig von diesem Kauf bestehende Verbindlich-
keiten unwirksam.  

Vertriebspartner  

Die rechtlichen Beziehungen zu Vertriebspersonen 
sind kürzlich an europäisches Recht angeglichen 
worden.  

Handelsvertreter  

Die Stellung des Handelsvertreters ist in Österreich 
seit 1. März 1993 durch das Handelsvertreterge-
setz 1993 - der Handelsvertreterrichtlinie 86/653 
EWG-konform - geregelt.  

Die österreichischen Regelungen sind im wesentli-
chen jenen des deutschen HGB vergleichbar. Auch 
in Österreich hat der Handelsvertreter nach der 
Beendigung des Vertragsverhältnisses einen an-
gemessenen Ausgleichsanspruch, wenn und so-
weit er neue Kunden zugeführt hat oder bestehen-
de Geschäftsverbindungen wesentlich erweitert 
hat und zu erwarten ist, daß der Unternehmer 
auch noch nach Auflösung des Vertragsverhältnis-
ses erhebliche Vorteile ziehen kann.  

Ein auf unbestimmte Zeit abgeschlossener Vertrag 
kann zum Ende eines Kalendermonats gelöst wer-
den; im ersten Vertragsjahr ist eine einmonatige 
Kündigungsfrist einzuhalten, diese Frist erhöht sich 
jährlich um einen Monat und beträgt im angefalle-
nen sechsten Vertragsjahr und in den folgenden 
Vertragsjahren mindestens sechs Monate. Eine 
Vereinbarung kürzerer Fristen ist unwirksam. 

Vertragshändler und Franchising  

Verträge mit Vertragshändlern sowie Franchisever-
träge sind nicht gesondert gesetzlich geregelt; sie 
verwirklichen allerdings regelmäßig den Tatbestand 
einer vertikalen Vertriebsbindung im Sinne des ös-
terreichischen Kartellgesetzes und sind so vor ihrer 
Durchführung dem Österreichischen Kartellgericht 
anzuzeigen.  

Das Österreichische Kartellgericht kann vertikale 
Vertriebsbindungen untersagen, soweit diese nicht 
volkswirtschaftlich gerechtfertigt sind oder gegen 
Gesetze bzw. die guten Sitten verstoßen. 

Wettbewerb und Werbung  

Vertikale Vertriebsbindungen, durch die Unterneh-
mer im Bezug oder Vertrieb von Waren oder bei 
der Inanspruchnahme oder der Erbringung von 
Leistungen beschränkt werden, sind grundsätzlich 
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zulässig, müssen aber beim Kartellgericht ange-
zeigt werden. Die Durchführung einer vertikalen 
Vertriebsbindung kann vom Kartellgericht unter-
sagt werden, wenn diese gegen ein gesetzliches 
Verbot oder die "guten Sitten" verstößt oder 
volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigt ist.  

Preisbindungen sind als Kartelle (und nicht als ver-
tikale Vertriebsbindung) zu beurteilen. Marktbe-
herrschende Unternehmer unterliegen einer 
Mißbrauchsaufsicht durch das Kartellgericht.  

Das österreichische Bundesgesetz gegen den un-
lauteren Wettbewerb (UWG) verbietet - wie auch 
das deutsche UWG - im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs Handlungen, die gegen 
die guten Sitten verstoßen, vorzunehmen. Die 
Auslegung dieser Generalklausel durch die öster-
reichische Rechtsprechung entspricht weitestge-
hend der deutschen Rechtsprechung. Auch das 
Verbot irreführender Werbung entspricht im we-
sentlichen deutschem Recht. Regelungen über 
Mogelpackungen und (grundsätzlich verbotene) 
Zugaben sind in das UWG eingearbeitet.  

Ansprüche auf Unterlassung können von jedem 
Mitbewerber oder von Vereinen zur Förderung 
wirtschaftlicher Interessen von Unternehmern und 
den Kammern geltend gemacht werden. Verstöße 
gegen das UWG können auch eine Verpflichtung 
zu Schadenersatz und zur Urteilsveröffentlichung 
zur Folge haben. 

Gewerblicher Rechtsschutz  
  
Den Schutz des geistigen und gewerblichen Eigen-
tums hat Österreich in letzter Zeit weiter ausge-
baut und den Modellen der Europäischen Union 
angepaßt. 

Patente  

Das österreichische Patentgesetz schützt Erfin-
dungen, die neu sind, sich für den Fachmann nicht 
in naheliegender Weise aus dem Stand der Technik 
ergeben und gewerblich anwendbar sind, durch die 
Erteilung von Patenten. Es können sowohl Sachen 
als auch Verfahren geschützt werden. Allerdings 
sind bestimmte Bereiche ( medizinische Verfahren, 
Gentechnik ua. ) von den Schutzmöglichkeiten 
ausgeschlossen.  

Die Höchstdauer des Schutzes von Patenten be-
trägt 18 Jahre ab dem Tage der offiziellen Be-
kanntmachung, längstens jedoch 20 Jahre ab der 

Anmeldung beim Österreichischen Patentamt. 
Während dieser Zeit hat der durch unbefugte Ver-
wendung seines Patentes Verletzte gegen den Ver-
letzer Ansprüche auf Unterlassung, Beseitigung, 
Urteilsveröffentlichung, angemessenes Entgelt, 
Schadenersatz, Herausgabe des Gewinns und 
Rechnungslegung. Vorsätzliche Patentverletzungen 
sind als Privatanklagedelikt strafbar. 

Gebrauchsmuster  

Am 1. April 1994 ist in Österreich das neue 
Gebrauchsmustergesetz (GMG) in Kraft getreten. 
Gebrauchsmuster sollen einen Schutz für techni-
sche Entwicklungen bieten, die nicht den für eine 
Patenterteilung erforderlichen hohen Erfindungsge-
halt aufweisen ("kleine Patente"). Als Gebrauchs-
muster werden Erfindungen geschützt, die neu 
sind, auf einem erfinderischen Schritt beruhen und 
gewerblich anwendbar sind.  

Wie im Patentrecht können sowohl Sachen als 
auch Verfahren als Gebrauchsmuster geschützt 
werden. Anders als im Patentrecht wird als Erfin-
dung auch die Programmlogik angesehen, die Pro-
grammen für Datenverarbeitungsanlagen zugrunde 
liegt. Entdekkungen, wissenschaftliche Theorien 
und mathematische Methoden, ästhetische Form-
schöpfungen, Programme für Datenverarbeitungs-
anlagen, Verfahren zur chirurgischen oder thera-
peutischen Behandlung von Menschen und Tierar-
ten und im wesentlichen biologische Verfahren zu 
deren Züchtung sind auch nicht als Gebrauchs-
muster schützbar.  

Das GMG räumt dem Anmelder eine Neuheits-
schonfrist von sechs Monaten ein, die im Patent-
gesetz nicht vorgesehen ist: eine Offenlegung der 
Erfindung schadet der Neuheit nicht, wenn sie 
nicht früher als sechs Monate vor dem Anmeldetag 
erfolgt ist und unmittelbar oder mittelbar auf den 
Anmelder oder dessen Rechtsvorgänger zurück-
geht.  

Der Gebrauchsmusterschutz beginnt mit dem Tag 
der amtlichen Veröffentlichung des Gebrauchs-
musters und endet spätestens zehn Jahre nach der 
Anmeldung. Der Gebrauchsmusterschutz gewährt 
ein Ausschließungsrecht, das jenem des Patentin-
habers entspricht. Die Sanktionen einer Verletzung 
von Gebrauchsmusterrechten entsprechen jenen 
des Patentrechts.  

Gebrauchsmuster werden ohne Prüfung auf Neu-
heit, erfinderischen Schritt oder gewerbliche An-
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wendbarkeit geschützt, es wird nur vom techni-
schen Prüfer der Stand der Technik ermittelt und 
dem Anmelder mitgeteilt. Das Anmeldeverfahren 
kann so rasch erledigt werden; die fehlende Über-
prüfung vor Erteilung des Schutzrechtes wird 
durch ein jedermann gewährtes Recht auf Nichtig-
erklärung von Gebrauchsmustern, die den gesetzli-
chen Voraussetzungen nicht entsprechen, kom-
pensiert. 

Geschmacksmuster  

Der Geschmacksmusterschutz erfaßt nur mit dem 
Sehsinn wahrnehmbare Erscheinungen; Schutzob-
jekt ist "das Vorbild für das Aussehen eines ge-
werblichen Erzeugnisses". Akustische Zeichen sind 
nicht als Geschmacksmuster schützbar. Neue Ge-
schmacksmuster, die nicht vor ihrer Anmeldung 
der Öffentlichkeit zugänglich gewesen sind, kön-
nen als Geschmacksmuster geschützt werden.  

Der Geschmacksmusterschutz beginnt mit dem 
Tag der amtlichen Veröffentlichung des Ge-
schmacksmusters und endet fünf Jahre nach der 
Anmeldung. Er gewährt ein Ausschließungsrecht, 
das jenem des Patentinhabers entspricht und kann 
zweimal um je fünf Jahre verlängert werden. Das 
Geschmacksmusterrecht ist - für alle oder einzelne 
Erzeugnisse - übertragbar. Die Sanktionen einer 
Verletzung von Geschmacksmusterrechten ent-
sprechen jenen des Patentrechts. 

Urheberrecht  

Der Urheber von Werken der Literatur, der bilden-
den Künste, der Filmkunst sowie von Übersetzun-
gen, Bearbeitungen und Sammlungen hat das aus-
schließliche Recht, sein Werk zu verwerten. Wie 
auch in Deutschland entsteht das Urheberrecht in 
Österreich ohne das Erfordernis einer Registrie-
rung. Das Urheberrecht selbst ist nicht übertrag-
bar, es können aber Werknutzungsrechte einge-
räumt werden.  

Das Urheberrecht endet 70 Jahre nach dem Tod 
des Urhebers. Gegen Verletzer des Urheberrechtes 
stehen Ansprüche auf Unterlassung, Beseitigung, 
Urteilsveröffentlichung, angemessenes Entgelt, 
Schadenersatz, Herausgabe des Gewinns und 
Rechnungsbelegung zur Verfügung. Vorsätzliche 
Urheberrechtsverletzungen sind als Privatanklage-
delikt strafbar. 

 

Software  

In Österreich ist Softwareschutz - wie auch in 
Deutschland - als Urheberrechtschutz geregelt. 
Computerprogramme (einschließlich Maschinenco-
des und das Material zur Entwicklung eines Com-
puterprogrammes), die das Ergebnis einer eigenen 
geistigen Schöpfung sind, sind urheberrechtlich 
geschützt. Eine Vervielfältigung eines Compu-
terprogrammes zum eigenen Gebrauch ist nur in 
sehr engen Grenzen - etwa zu Sicherungszwecken 
- zulässig. 

Marken  

Die besonderen Zeichen, die dazu dienen, zum 
Handelsverkehr bestimmte Waren oder Dienstleis-
tungen eines Unternehmens vor gleichartigen Wa-
ren oder Dienstleistungen anderer Unternehmen zu 
unterscheiden, können durch Eintragung in das 
Markenregister geschützt werden. Die Zeichen 
müssen mit dem Gesichtssinn wahrnehmbar sein; 
akustische Zeichen oder Geruchszeichen können 
nicht als Marken registriert werden, wie diesnach 
dem neuen deutschen Markengesetz nun möglich 
ist. Eintragungsfähig sind Wortmarken, Buchsta-
benmarken, Bildmarken und kombinierte Marken; 
Ziffern- bzw. Zahlenmarken können nur bei Ver-
kehrsgeltung registriert werden. Freizeichen, die 
zur Bezeichnung bestimmter Gattungen von Waren 
oder Dienstleistungen im Verkehr allgemein ge-
bräuchlich sind, sind nicht eintragungsfähig.  

Markenrechte sind frei übertragbar. Die Schutz-
dauer beträgt zehn Jahre und kann beliebig oft um 
den gleichen Zeitraum verlängert werden. Der Ver-
letzer kann auf Zahlung eines angemessenen Ent-
gelts, Schadenersatz, Herausgabe der Bereiche-
rung und Unterlassung in Anspruch genommen 
werden. Vorsätzliche Markenrechtsverletzungen 
sind als Privatanklagedelikte strafbar.  

Ein mündliches Angebot muß - sofern der Anbie-
tende nicht ausdrücklich eine Frist zur Annahme 
bestimmt - sofort angenommen werden; schriftli-
che Angebote können innerhalb einer angemesse-
nen Überlegungszeit angenommen werden. 

Besonderheit bei Kaufverträgen  

Wie im deutschen Recht gilt in Österreich das Abs-
traktionsprinzip; das Eigentum an der Kaufsache 
geht erst mit Bewirkung der für den Eigentums-
übergang bestehenden Voraussetzungen durch 
Verkäufer und Käufer über. 
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Verfahrensrecht  

Geldleistungsansprüche bis öS 100.000,00 sind in 
einem Mahnverfahren geltend zu machen; es wird 
vom Gericht vorab ein Zahlungsbefehl erlassen, 
der einen Exekutionstitel darstellt, wenn er nicht 
binnen 14 Tagen vom Beklagten beeinsprucht 
wird.  

Das Österreichische Kartellrecht ist in seiner Kon-
zeption dem deutschen vergleichbar. Als Kartelle 
gelten auch formlose Vereinbarungen und abge-
stimmte Verhaltensweisen ohne vertragliche Ver-
pflichtung. Die - auch nur teilweise - Durchführung 
von Kartellen vor deren Genehmigung ist grund-
sätzlich verboten. Ausgenommen sind Bagatellkar-
telle, die an der Versorgung des gesamten öster-
reichischen Marktes einen Anteil von weniger als 
5% und an einem allfälligen örtlichen Teilmarkt 
einen Anteil von weniger als 25% haben.  

Eine Genehmigung durch das Kartellgericht wird 
erteilt, wenn sie  

- keine Verpflichtung, Konkurrenzprodukte zu be-
schränken oder bestimmte Kunden nicht zu belie-
fern enthält,  

- nicht gegen ein gesetzliches Verbot oder die "gu-
ten Sitten" verstößt  

und  

- volkswirtschaftlich gerechtfertigt ist.  

Eine Freistellung bestimmter Kartelle durch Ver-
ordnung ist im Kartellgesetz vorgesehen, doch 
wurde bislang noch keine solche Freistellungsver-
ordnung erlassen.  

Der Erwerb von Unternehmen zu einem wesentli-
chen Teil (etwa: 25% der Anteile) oder das Herbei-
führen von Personengleichheit im zur Geschäfts-
führung berufenen Organ sind als Zusam-
menschluß kartellrechtlich relevant. Zusammen-
schlüsse von Unternehmen, die an Umsatzerlösen  

- insgesamt öS 3,5 Milliarden und  

- von mindestens zwei Unternehmern jeweils öS 5 
Mio erzielten, bedürfen vor deren Durchführung 
der Genehmigung durch das Kartellgericht. Alle 
sonstigen Zusammenschlüsse sind binnen einem 
Monat dem Kartellgericht anzuzeigen, wenn und 

soweit die beteiligten Unternehmen Umsatzerlöse 
von insgesamt öS 150 Mio erzielten. Medienzu-
sammenschlüsse unterliegen einer strengeren Zu-
sammenschlußkontrolle.  

Entflechtungen von (intern) gewachsenen Unter-
nehmen sind auch nach österreichischem Recht 
nicht vorgesehen. Die kartellrechtlichen Regelun-
gen finden auf Kreditinstitute, Bausparkassen, 
Versicherungsunternehmen und Verkehrsunter-
nehmen nur mit Einschränkungen Anwendung.  

Keine Patente werden erteilt für:  

- Entdeckungen sowie wissenschaftliche Theorien 
und mathematische Formeln,  

- ästhetische Formschöpfungen,  

- Pläne, Regeln und Verfahren für gedankliche Tä-
tigkeiten, für Spiele oder für geschäftliche Tätig-
keiten sowie Programme für Datenverarbeitungs-
anlagen,  

- die Wiedergabe von Informationen,  

- Verfahren zur chirurgischen oder therapeutischen 
Behandlung von Menschen und Diagnostizierver-
fahren an Menschen,  

- Pflanzensorten oder Tierarten (Tierrassen) sowie  

- im wesentlichen biologische Verfahren zur Züch-
tung von Pflanzen oder Tieren.  

Ab der Patenterteilung durch das Österreichische 
Patentamt hat der Erfinder das ausschließliche 
Recht, den Gegenstand seiner Erfindung betriebs-
mäßig herzustellen, in Verkehr zu bringen, feilzu-
halten und zu gebrauchen. 

Halbleiterschutz  

Dreidimensionale Strukturen von mikroelektroni-
schen Halbleitererzeugnissen (Topographien) sind 
schützbar, wenn und soweit diese das Ergebnis 
einer eigenen geistigen Arbeit sind und in der Halb-
leitertechnik vertraulichen geschäftlichen Verwer-
tung der Topographie, sofern diese innerhalb von 
zwei Jahren beim Österreichischen Patentamt an-
gemeldet wird. Der Schutz endet spätestens nach 
10 Jahren.  
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Der Rechtsinhaber kann das Halbleiterschutzrecht 
als solches übertragen oder auch nur Lizenzrechte 
einräumen. Gegen Verletzer hat der Rechtsinhaber 
Ansprüche auf Unterlassung, Beseitigung, Urteils-
veröffentlichung, angemessenes Entgelt, Schaden-
ersatz, Herausgabe des Gewinns und Rechnungs-
legung. Vorsätzliche Halbleiterschutzrechtsverlet-
zungen sind als Privatanklagedelikt strafbar.  

Ein Vertrag kommt durch übereinstimmende Erklä-
rungen der Vertragspartner zustande (Angebot und 
Annahme). Die Erklärungen müssen nicht aus-
drücklich geschehen, es genügen schlüssige Hand-
lungen, die keinen Grund übrig lassen, an der Er-
klärung zu zweifeln.  

Ein mündliches Angebot muß - sofern der Anbie-
tende nicht ausdrücklich eine Frist zur Annahme 
bestimmt - sofort angenommen werden; schriftli-
che Angebote können innerhalb einer angemesse-
nen Überlegungszeit angenommen werden.  
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